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 Langtitel 
Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 19. September 1990 über 
Ausnahmen vom Geltungsbereich des Ausländerbeschäftigungsgesetzes 
(Ausländerbeschäftigungsverordnung - AuslBVO) 
StF: BGBl. Nr. 609/1990  

Änderung 

idF: 

BGBl. Nr.    729/1993 

BGBl. Nr.    666/1994 

BGBl. II Nr. 124/2001 

BGBl. II Nr. 469/2003 

BGBl. II Nr.  54/2006 

BGBl. II Nr. 405/2006 

BGBl. II Nr. 198/2007 
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Präambel/Promulgationsklausel 

  Auf Grund des § 1 Abs. 4 des Ausländerbeschäftigungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 450/1990 wird verordnet: 

 Text 

  § 1. Vom Geltungsbereich des Ausländerbeschäftigungsgesetzes sind ausgenommen: 

           

1. 

das ausländische Personal des auf Grund eines Übereinkommens zwischen den 
Vereinten Nationen und der Österreichischen Bundesregierung errichteten 
Europäischen Zentrums für Ausbildung und Forschung auf dem Gebiet der 
sozialen Wohlfahrt (BGBl. Nr. 31/1982) hinsichtlich seiner wissenschaftlichen, 
pädagogischen, kulturellen und sozialen Tätigkeiten im Rahmen dieses Zentrums; 

2. 
das ausländische Lehrpersonal hinsichtlich seiner pädagogischen Tätigkeiten 
einschließlich der Betreuung der Vorschulstufen ab dem dritten Lebensjahr an der 
Internationalen Schule in Wien, an der Amerikanischen Internationalen Schule in 



Wien, an der Danube International School, an der Graz International and Bilingual 
School, an der Linz International School Auhof, an der American International 
School Salzburg und an der Vienna Elementary School; 

3. 
Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Austauschlehrer und Sprachassistenten 
an Unterrichtsanstalten und Universitäten im Rahmen zwischenstaatlicher 
Abkommen und Austauschprogramme; 

4. Ausländer hinsichtlich ihrer technischen Tätigkeiten im Rahmen 
zwischenstaatlicher Abkommen über den Luftverkehr; 

5. 

ausländische Studenten oder Absolventen im Rahmen eines auf Gegenseitigkeit 
beruhenden Austauschprogrammes, sofern der Austausch über Vereine, bei denen 
entweder eine österreichische Hochschule Mitglied ist oder welche in 
Zusammenarbeit mit einer österreichischen Hochschule tätig sind, abgewickelt 
wird; 

6. 

Ausländer, die den Übergangsbestimmungen zur EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit 
unterliegen (§ 32a AuslBG), hinsichtlich der Pflege und Betreuung von Personen in 
Privathaushalten, wenn die zu pflegende Person, ihre Angehörigen oder eine 
inländische Pflege- und Betreuungseinrichtung Arbeitgeber sind, die zu pflegende 
Person Pflegegeld gemäß dem Bundespflegegeldgesetz – BPGG, BGBl. Nr. 
110/1993, oder Pflegegeld gemäß den Pflegegeldgesetzen der Bundesländer bzw. 
eine gleichartige Leistung im selben Ausmaß bezieht und die Beschäftigung der 
Vollversicherung gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes – ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, unterliegt; 

7. 
Ausländer hinsichtlich ihrer Lehr- oder Forschungstätigkeit an Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen gemäß dem Bundesgesetz über 
Fachhochschul-Studiengänge, BGBl. Nr. 340/1993; 

8. Ausländer hinsichtlich ihrer militärfachlichen Tätigkeit an einer Dienststelle des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung; 

9. 
Ausländer hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen oder pädagogischen Tätigkeit oder 
im Rahmen ihrer Ausbildung an der Diplomatischen Akademie und an der 
Sicherheitsakademie (§ 10a SPG); 

10. 

Ausländer zwischen 18 und 28 Jahren für eine längstens zwölf Monate dauernde 
Beschäftigung als Au-pair-Kraft, welche die Gastfamilie zwei Wochen vor Beginn 
der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice angezeigt und 
für die das Arbeitmarktservice eine Anzeigebestätigung ausgestellt hat. Die 
Bestätigung ist binnen zwei Wochen mit einer Geltungsdauer von sechs Monaten 
auszustellen und kann um weitere sechs Monate verlängert werden, wenn die Au-
pair-Kraft nicht unerlaubt vermittelt wurde, in den letzten fünf Jahren insgesamt 
nicht länger als ein Jahr als Au-pair-Kraft in Österreich beschäftigt war und 
weiterhin gewährleistet ist, dass das Ausmaß und der wirtschaftliche Gehalt der 
Tätigkeit dem eines Au-pair-Verhältnisses entspricht und insbesondere der Erwerb 
von Kenntnissen der deutschen Sprache nachgewiesen wird; 

11. 
Ausländer, die den Übergangsbestimmungen zur EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit 
unterliegen (§ 32a AuslBG), hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Werbemittelverteiler und 
Zusteller von Tageszeitungen und periodischen Druckschriften, sofern die 
Beschäftigung der Vollversicherung gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 ASVG unterliegt; 

12. 

Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeiten als Bedienstete der International 
Federation for Information Processing (IFIP), des Instituts für Chinesische Kultur – 
Taipei Wirtschafts- und Kulturbüro, der Internationalen Biathlon Union (IBU), des 
Internationalen Jagdrats (CIC), der Internationalen Organisation der Obersten 
Rechnungskontrollbehörden (INTOSAI), des Internationalen Presseinstituts (IPI) 
sowie der Partnerschaft für erneuerbare Energie und Energieeffizienz (Renewable 
Energy and Energy Efficiency Partnership – REEEP). 

 § 2. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1990 in Kraft. 



(2) § 1 Z 4, 7 und 8 in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 729/1993 treten mit 1. 
November 1993 in Kraft. 

(3) § 1 Z 12 in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 124/2001 tritt mit 1. April 2001 in 
Kraft. 

(4) § 1 Z 6 in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 405/2006 tritt mit 1. November 
2006 in Kraft. 

 


